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DEKRETVORSCHLAG ZUR ABBERUFUNG VON ÔFFENTLICHEN MANDATAREN 

INHALTSANGABE 

Der vorliegende Dekretvorschlag führt die Mëglichkeit ein, ëffentlichen Mandataren, 
die in einen Verwaltungsrat bzw. in einen Verwaltungsausschuss bestellt wurden, ihr 
Mandat zu entziehen, insofern ihnen schwerwiegende Fehler, grobe Fahrlassigkeit oder 
inakzeptables Fehlverhalten nachgewiesen werden kënnen. 
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BEGRÜNDUNG 

ALLGEMEINE ERLÂUTERUNGEN 

Das Thema IIVerantwortung der Politik im Netz" beschaftigt das Parlament seit mehr ais 
zwei Jahren. Neben der Verantwortung, der sich die Parlamentarier selbst stellen müssen 
und zu deren Festigung das Parlament über die Einführung eines Verhaltenskodex 
reflektiert, sollen auch andere Mandatare, die ein offentliches Mandat wahrnehmen, zur 
Verantwortung gezo'gen werd'en konnen. Letzteres 5011 über eine Abberufung im Falle von 
Fehlern oder Fehlverhalten moglich werden. Mit vorliegendem Dekretvorschlag wird eine 
gleichlautende Grundlage für eine solche Abberufung geschaffen. 

Tatsachlich hat vor allem die Entwicklung des Internets das (Zusammen)Leben unserer 
Gesellschaft revolutioniert und dies hat auch' erhebliche Auswirkungen auf die Ausübung 
von Grundrechten, die für den Aufbau einer Demokratie von essenzieller Bedeutung sind. 
U. a. die Meinungsfreiheit gehort ZU diesen Grundrechten, denn tatsachlich ist der 
Pluralismus ein fundamentaler Wert demokratischer Systeme. 

Allerdings gefahrden insbesondete Verschworungstheorien, die sich vor allem im Netz 
schnell verbreiten konnen, diesen Pluralismus und somit die Demokratie. 

Es liegt in der Verantwortung der offentlichen Mandatare, die Werte der Demokratie durch 
ihr Verhalten zu schützen und zu wahren. Handelt ein Mandatar entgegen diesen 
demokratischen Werten, muss er zur Verantwortung gezogen werden konnen. 

Bisher besteht nur punktuell die Moglichkelt, einen Mandatar, der durch sein Verhalten die 
Demokratie gefahrdet, seines Amteszu entheben. 

Durch vorliegenden Dekretvorschlag soli dem Gremium, das die offentlichen Mandatstrager 
bestellt, den Gruppierungen, die Mandatare vo'rschlagen, und dem Gremium, in dem der 
Mandatai" tagt, die Mogli<;hkeit eroftri'et werden, dle 'Abberufung eines Mahdatars, der seine 
Verantwortung nicht korrekt wahrnlmmt, in die Wege zu leiten. 

Die Verantwortung wird nicht korrekt wahrgenommen, wenn schwerwiegende Fehler 
bega'n'gen werden oder wenngrobes Fehlverhalten zu erkennen ist. ' 

In der Regel werden folgende Fehler oder folgendes Verhalten ais verwerflich betrachtet: 
Unehrlichkelt, 'nicht vertrauenswürdiges Verhalten, Missachtung der 
Geheimhaltungspflicht, Verbreitung von Fake News und Desinformationen, Aggressivltat 
(auch verbal - Hatespeech), Diebstahl, Machtmissbrauch, Manipulation offentlicher 
Auftragsvergabe usw. 

Damit ein Fehler oder Fehlverhalten unumstoBlich eine Abberufung zur Foige haben darf, 
muss dieser bzw. dieses aber ais grob bzw. ais schwerwiegend eingestuft werden. 

Die Begrifflichkeiten IIschwerwiegender Fehler" und IIgro'bes Fehlverhalten", die zu einer 
Abberufung dieser offentlichen Mandatstrager führen konnen, konnen allerdings nicht er­
schopfend definiert werden. Es obllegt schlussendlich immer dem zusUindigen Richter, im 
Einzelfall zu prüfen, ob ein Fehler ais schwerwiegend oder eln Verhalten ais grob fehlerhaft 
einzustufen Ist. 

Aus der bestehenden Jurisprudenz Cu. a. des Verfassungsgerichtshofs und des Staatsrats) 
und Doktrin kann man Indes gewisse Kriterien herausfiltern, die darauf hinweisen, was 
einen Fehler zu einem schwerwiegenden Fehler und ein Fehlverhalten zu einem groben 
Fehlverhalten machen. 
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Einer dieser Indikatoren ist die Schwere der Folgen, die die Fehler oder das Fehlverhalten 
verursachen bzw. verursachen kannen. Dies gilt vor allem, wenn die Foigen ais nicht wieder 
gutzumachen einzustufen sind. 

Auch muss das Verh~Utnis zwischen dem Mandatstrager und der Einrichtung, in der das 
Mandat ausgeübt wird, durch den Fehler oder das Fehlverhalten 50 zerrüttet worden sein, 
dass eine weitere Zusammenarbeit unmaglich scheint. 

Überdies muss es für eine normal umsichtige Person offensichtlich sein, dass es sich bei 
der Tat oder dem Verhalten um einen Fehler handelt. Diese Offensichtlichkeitführt dazu, 
dass der Fehler ais unentschuldbar gilt. 

Bei Handlungen oder Verhalten, die mit.dem Mandat .unvereinbar sind, h.andelt es sich in 
der Regel um (moralisch) verwerfliche Handluqgen, also um Verhqlten, die dem,An?ehen 
der Einrichtung schaden kannen, oder um Handluogen und Verhalten,. bei den~n ein Inte­
ressenkonflikt zum . affentlichenMandat~u erkennen ist. 

Die Beweislast bezüglich der Schwere eines Fehlers, eines Fehlv~rhaltens oder von mit 
Mandaten unvereilJbqren Handlungenoper; Verhalten obliegt dem,jenigen, der diese ais 
Grund für die Abbe,ruf\.Jng anführt. 

Selbstverst~ndlich darf eine j\bb,erufyng .nur.'4nterl ,Berück?ichtigung. cier Rechte ,auf 
VerteidigungQes betro,ffenen Mandatars erfolgen, entsprecheode E;ntscheide müs$en in 
diesem Sinne or:dentlich begründet wen;len. 

Ein Mancjatar, .der v'œgen eines schwerwiegenden Fenler?, ei,ner groben Fa,hrJassig~eit 9,der 
eines inakzeptablen Fehlverhaltens abberufen wird, darf . überQies nich,t erneut in das 
betreffende Gremium bestellt werden. .." ' . " 

Parallel zum \fQrliegendem' Dekretvo~~c~lélg;~ird:, ,.; i, f ,i ;, i '. , . 

- ein Besch lussvor~cb lag. hinterleg,t, den diE\! fVlogljchkeit, der AbbETrufun~:yo~ ,offertliçhen 
Mandataren, die durch dasParla.ment be~elchne~ whlrden, in d,ie}fjeschaftsordnung des 
Parlaments einführt; , 

- ,ein Sonderde,kretv.orschlag hinterlegt, der di~ .. ,f\:log!içhkei,t (jer. A~b~r4f4ng von 
Verwaltungsratsmitg Iiedern der Autpnomen HQchscbu!e. u,nd des ?.e.ntrums für die 
gesunde Entwicklung von Kindern und Jugendlichen einführt: 

lm Sinne der Rechtssicherheit wirdder Staatsrat um die Begutachtung des vorliegenden 
Dekretvorschlags gebeten. 1 . '. .' • 

, ' 

KOMMENTAR ZU DEN ARTIKELN 

Artikell 

Der Verwaltungsrat des Belgischen Rundfunk- und Fernsehzentrums der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft besteht aus yom Parla ment der· Deutschsprachigen 
Gemeinschaft gewahlten stimmberechtigten Mitgliedern. 

Artikel1 andert das Dekret yom 27. Juni 1986 über das Belgische Rundfunk- und Fernseh­
zentrum der Deutschsprachigen Gemeinschaft ab, damit das Parlament aus eigener Initi­
ative, auf Vorschlag einer Fraktion oder auf Vorschlag des Verwaltungsrates einem von ihm 
gewahlten Mitglied das Mandat entziehen darf. 

Damit das Mandat entzogen werden darf, muss dem betreffenden Mitglied des Verwal­
tungsrats Foigendes nachgewiesen werden: 
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entweder ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlassigkeit bei der Ausübung 
seines Mandats oder 
eine Handlung oder ein Verhalten, das mit der Ausübung seines Mandats unvereinbar 
ist, oder 
die Nichteinhaltung der gesetzlich verankerten demokratischen Grundsatze bzw. die 
Mitgliedschaft in oder die Unterstützung einer Organisation, Partei, Vereinigung oder 
juristischen Person, die derartige Grundsatze missachtet. 

Eine Abberufung erfolgt nach vorheriger Anh6rung vor dem vom Parlament bezeichneten 
Gremium, zu der der betroffene Mandatar sich durch eine Person seiner Wahl begleiten 
lassen darf. Die weiteren Ausführungsbestimmungen werden in der Geschaftsordnung des 
Parlaments festgelegt. Das bedeutet zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Dekrets, dass 
es eine vorherige Anh6rung vor dem erweiterten Prasidium geben muss und dass die 
Anh6rung innerhalb von 30 Tagen nach der schriftlichen Inkenntnissetzung über das 
beanstandete Verhalten bzw. über die zur Last gelegte Handlung abzuhalten ist. 

Für den verbleibenden Zeitraum wahlt das Parlament ein neues Mitglied in den 
Verwaltungsrat, wobei ein abberufenes Mitglied nicht wieder wahlbar ist. 

Angesichts der Schwere der Auswirkungen dieser Entscheidung darf eine Abberufung -
nach aktueller Formulierung der Geschaftsordnung des Parlaments - nur erfolgen, wenn 
mindestens zwei Drittel der anwesenden Entscheidungstrager sich dafür aussprechen. 

Artikel 2 bis 5 

Die Artikel 2 bis 5 sehen Abberufungsverfahren betreffend die Mitglieder der Verwaltungs­
rate und Verwaltungsausschüsse vor, die von der Regierung eingesetzt werden. Tatsachlich 
erhalt die Regierung, die den jeweiligen Verwaltungsrat bzw. Verwaltungsausschuss ein­
setzt, aus eigener Initiative, auf AnstoB einer Vorschlagsinstanz oder auf Vorschlag des 
Verwaltungsrates bzw. des Verwaltungsausschusses die M6glichkeit, einem von ihr in den 
Verwaltungsrat bzw. in den Verwaltungsausschuss ernannten Mitglied das Mandat zu ent­
ziehen, wenn diesem Foigendes nachgewiesen werden kann: 

ein schwerwiegender Fehler, eine grobe Fahrlassigkeit, eine Handlung oder ein Verhal­
ten, das mit der Ausübung seines Mandats unvereinbar ist, oder 
die Nichteinhaltung der gesetzlich verankerten demokratischen Grundsatze bzw. die 
Mitgliedschaft in oder die Unterstützung einer Organisation, Partei, Vereinigung oder 
juristischen Person, die derartige Grundsatze missachtet. 

Elne Abberufung erfolgt nach vorheriger Anh6rung, zu der das betroffene Mitglied sich 
durch eine Person seiner Wahl begleiten lassen kann. Die weiteren Modalitaten bezüglich 
des Abberufungsverfahrens legt die Regierung selbst Fest. 

Für den verbleibenden Zeitraum ernennt die Regierung ein neues Mitglied in den Verwal­
tungsrat bzw. in den Verwaltungsausschuss, wobei ein abberufenes Mitglied nicht wieder 
in den Verwaltungsrat bzw. in den Verwaltungsausschuss ernannt werden kann. 

Artikel 2 passt das Dekret vom 16. Dezember 1991 über die Aus- und Weiterbildung im 
Mittelstand und in kleinen und mittleren Unternehmen an. 

Artikel3 passt das Dekret vom 13. Dezember 2016 über MaBnahmen im Bereich des selbst­
bestimmten Lebens an. 

Artikel 4 passt das Dekret vom 22. Mai 2023 zur Schaffung eines Zentrums der Deutsch­
sprachigen Gemeinschaft für Kinderbetreuung an. 

Artikel 5 passt das Dekret vom 13. November 2023 über MaBnahmen im Bereich der Be­
schaftigungsf6rderung und der Arbeitsvermittlung an. 
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Artikel6 

Diese Bestimmung sieht das Inkrafttreten des Dekrets zum 1. Marz 2024 vor. 
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DEKRETVORSCHLAG 

Artike/l - In Artikel 8 des Dekrets vom 27. Juni 1986 über das Belgischer Rundfunk- und 
Fernsehzentrum der Deutschsprachigen Gemeinschaft, zuletzt abgeandert durch das Dek­
ret vom 8 November 2004, wird folgender §2.1 eingefügt: 
,,§2.1 - Das Parla ment kann aus eigener Initiative, auf Vorschlag einer der in Artikel 8 § 1 
vorgesehenen Fraktionen oder auf Vorschlag des Rates einem von ihm gemaB §2 bezeich­
neten Mitglied unter folgenden Bedingungen und zu jedem Zeitpunkt das Mandat entzie­
hen: 
1. wenn ihm ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlassigkeit bei der Ausübung 

seines Mandats nachgewiesen werden kann oder 
2. wenn ihm eine Handlung oder ein Verhalten, das mit der Ausübung seines Mandats 

unvereinbar ist, nachgewiesen werden kann oder 
3. wenn ihm nachgewiesen werden kann, dass es die in den nachstehenden Rechtstexten 

festgelegten demokratischen Grundsatze nicht respektiert, bzw. wenn es Mitglied oder 
Sympathisant einer in den nachstehenden Rechtstexten festgelegten Organisation, 
Partei, Vereinigung oder juristischen Person ist: 

Europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und 
deren Zusatzprotokolle, die in Belgien in Kraft sind, 
Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder 
Xenophobie zugrunde liegen, und 
Gesetz vom 23. Marz 1995 zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, 
Rechtfertigung oder Billigung des wahrend des zwelten Weltkrieges vom deutschen 
nationalsozialistlschen Regime begangenen Volkermordes. 

Eine Abberufung gemaB Absatz 1 erfolgt na ch vorheriger Anhorùng vor dem vom Parlament 
bezeichneten Gremium, zu der das betroffene Mitglled slch durch eine Person seiner Wahl 
begleiten lassen darf. Das Parlament legt die weiteren Modalitaten bezüglich des 
Abberufungsverfahrens fest. 

Das Parlament wahlt für den verbleibenden Zeitraum ein neues Mitglied in den Rat. Ein 
abberufenes Mitglied ist nicht wieder wahlbar." 

Art. 2 - Artikel 18 des Dekrets vom 16. Dezember 1991 über die Aus- und Weiterbildung 
im Mittelstand und in kleinen und mittleren Unternehmen, abgeandert durch das Dekret 
vom 16. Januar 2012, wird wie folgt abgeandert: 
1. In §3 Absatz 2 Nummer 4 wird der Punkt am Ende des Satzes durch ein Semikolon 

ersetzt. 
2. In §3 Absatz 2 wird folgende Nummer 5 eingefOgt: 

,,5° wenn die Regierung ein Verwaltungsratsmitglied gemaB §6 abberuft." 
3. Foigender §6 wird eingefügt: 

,,§6 - Die Regierung kann aus eigener Initiative, aufVorschlag einer der in Artikel17 §1 
vorgesehenen Vorschlagsinstanzen oder auf Vorschlag des Verwaltungsrates unter fol­
genden Bedingungen und zu jedem Zeitpunkt einem von ihr in den Verwaltungsrat 
ernannten Mitglied das Mandat entziehen: 

1. wenn ihm ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlassigkeit bei der 
Ausübung seines Mandats nachgewiesen werden kann oder 

2. wenn ihm eine Handlung oder ein Verhalten, das mit der AusObung seines Man­
dats unvereinbar ist, nachgewiesen werden kann oder 

3. wenn ihm nachgewiesen werden kann, dass es die in den nachstehenden 
Rechtstexten festgelegten demokratischen Grundsatze nicht respektiert, bzw. 
wenn es Mitglied oder Sympathisant einer in den nachstehenden Rechtstexten 
festgelegten Organisation, Partei, Vereinigung oder juristischen Person ist: 

Europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und deren Zusatzprotokolle, die in Belgien in Kraft sind, 
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Gesetz yom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus 
oder Xenophobie zugrunde liegen, und 
Gesetz yom 23. Marz 1995 zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, 
Rechtfertigung oder Billigung des wahrend des zweiten Weltkrieges yom 
deutschen nationalsozialistischen Regime begangenen Vôlkermordes. 

Eine Abberufung gemaB Absatz 1 erfolgt nach vorheriger Anhôrung, zu der das 
betroffene Mitglied si ch durch eine Person seiner Wahl begleiten lassen darf. Die 
Regierung legt die weiteren Modalitaten bezüglich des Abberufungsverfahrens fest. 

Die Regierung ernennt für den verbleibenden Zeitraum ein neues Mitglied in den 
Verwaltungsrat. Ein abberufenes Mitglied kann nicht wieder in den Verwaltungsrat 
ernannt werden." 

Art. 3 - Artikel 22 des Dekrets yom 13. Dezember 2016 über MaBnahmen im Bereich des 
selbstbestimmten Lebens, abgeandert durch das Dekret yom 13. Noyember 2023, wird wie 
folgt abgeandert: . 
1. Der bisherige Absqtz 1 wird zu §~. 
2. Der bisherige Absatz 2 wird zu §2 Absat-z 1. 
3. In §2 werden folgende AbsâtZe 2 und 3eÛlgefügt: 

"Die Regierung kann aus eigenêr Initlativè, auf Vorschlag einer der ln Artikel 21 §1 
yorgesehenen Vorsch lagsinstanzen oder auf Vorschlag des Verwaltungsausschusses 
unter einer der folgenden Bedingungen und zu jedem Zeitpunkt einem yon ihr in den 
Verwaltungsausschuss bestellten Mltglled das Mandat entziehen: 
1. wenn ihm ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlassigkeit bei der 

Ausübung seines Mandats nachgewiesen werdeQ kann oder 
2. wenn ihm eine f1andlung oder eln Verhalten, das mit der Ausübung seines Mandats 

unvereinbar. ist, nachgew,iesen werden kanri oder 
3. wenn ' ihrn nachgewiesen ' werdèn kann, dass es die in . den nachstehenqen 

Rechtstexten festgelegten demokratischen Grundsatze nicht respektiert, bzw. wenn 
es Mitglied oder Sympathisant einer in, den nachstehenden Rechtstexten 
festgelegten Organisation,Partel, Vereinigùng oder juristischen Person ist: . 

Europaische Konyention zum ' Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und dere'l ,. Z~~atzprotokolle, die in Belgien in Kraft sind, 
Gesetz yom 30. Julj 1981 zur' Ahndung besti.mmter Taten, den en Rassismus 
oder Xenophobie zugrunde liegen, und 
Gesetz yom 23. Marz 1995 Ziur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, 
Rechtfertigung oder Billigung des wahrend çles zweiten Weltkrieges yom 
deutschen nationalsozialistischen Regimebegàrigen'en Vôikèrrnord'és': 

Eine Abberufung gemaB Absatz 2 erfolgt nach yorheriger Ahhôrung, zu der da.s 
betroffene Mitglied sich durch eine Person seiner Wahl begleiten lassen darf. Die 
Regierung legt die weiteren Modalitaten bezüglich des Abberu fungsyerfahrens fest." 

4. Der bisherige Absatz 3 wird zu §3. 
5. §3 wird wie folgt abgeandert: 

1. Das Wort lIausscheidet" wird durch die Wortfolge "ausscheidet oder abberufen wird" 
ersetzt. 

2. Foigender Satz wird eingefügt: 
"Ein gemaB §2 Absatz 2 abberufenes Mitglied kann nicht wieder in den Verwaltungs­
ausschuss bestellt werden." 

Art. 4 - Artikel 10 des Dekrets yom 22. Mai 2023 zur Schaffung eines Zentrums der 
DeutschsprachiÇ;Jen Gemeinschaft für Kinderbetreuung wird wie folgt abgeandert: 
1. Der bisherige Absatz 1 wird zu §1. 
2. Der bisherige Absatz 2 wird zu §2 Absatz 1. 
3. In §2 werden folgende Absatze 2 und 3 eingefügt: 
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"Die Regierung kann aus eigener Initiative, auf Vorschlag einer der in Artikel 9 Absatz 
1 vorgesehenen Vorschlagsinstanzen oder auf Vorschlag des Verwaltungsrates unter 
einer der folgenden Bedingungen und zu jedem Zeitpunkt einem von ihr in den Verwal­
tungsrat bestellten Mitglied das Mandat entziehen: 
1. wenn ihm ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlassigkeit bei der 

Ausübung seines Mandats nachgewiesen werden kann oder 
2. wenn ihm eine Handlung oder ein Verhalten, das mit der Ausübung seines Mandats 

unvereinbar ist, nachgewiesen werden kann oder 
3. wenn ihm nachgewiesen werden kann, dass es die in den nachstehenden 

Rechtstexten festgelegten demokratischen Grundsatze nicht respektiert, bzw. wenn 
es Mitglied oder Sympathisant einer in den nachstehenden Rechtstexten 
festgelegten Organisation, Partei, Vereinigung oder juristischen Person ist : 

Europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und deren Zusatzprotokolle, die in Belgien in Kraft sind, 
Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, den en Rassismus 
oder Xenophobie zugrunde liegen, und 
Gesetz vom 23. Marz 1995 zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, 
Rechtfertigung oder Billigung des wahrend des zweiten Weltkrieges vom 
deutschen nationalsozialistlschen Regime begangenen Vëlkermordes. 

Eine Abberufung gemaB Absatz 2 erfolgt nach vorheriger Anhërung, zu der das 
betroffene Mitglied sich durch eine Person seiner Wahl begleiten lassen darf. Die 
Regierung legt die weiteren Modalitaten bezüglich des Abberufungsverfahrens fest." 

4. Der bisherige Absatz 3 wird zu §3. 
5. §3 wird wie folgt abgeandert: 

1. Das Wort "ausscheidet" wird durch die Wortfolge "ausscheidet oder abberufen wird" 
ersetzt. 

2. Foigender Satz wird eingefügt: 
"Ein gemaB §2 Absatz 2 abberufenes Mitglied kann nicht wieder in den Verwaltungs­
rat bestellt werden." 

Art. 5 - Artikel 15 Dekrets vom 13. November 2023 über MaBnahmen im Bereich der 
Beschaftigungsfërderung und der Arbeitsvermittlung wird: wie folgt abgeandert: 
1. Der bis,herige Absatz 1 wird zu ,§1. ' ' ' 
2. Der bisherige Absatz 2 wird zu §2 Absatz 1. 
3. In §2 werden folgende Absatze 2 und 3 eingefügt: 

"Die Regierung kann aUSieigener Initiative, auf Vorschlag einer der in Artikel 14 §1 
Absatz 1 vorgesehenen Vorschlagsinstanzen oder al,Jf Vorschlag qes Verwaltungsaus­
schusses unter einer der folgenden Bedingungen und zu jedem Zeitpunkt einem von 
ihr in den Verwaltungsausschuss bestellten Mitglied das Mandat entziehen: 
1. wenn ihm ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlassigkeit bei der 

Ausübung seines Mandats nachgewiesen werden kann oder 
2. wenn ihm eine Handlung oder ein Verhalten, das mit der Ausübung seines Mandats 

unvereinbar ist, nachgewiesen werden kann oder 
3. wenn ihm nachgewiesen werden kann, dass es die in den nachstehenden 

Rechtstexten festgelegten demokratischen Grundsatze nicht respektiert, bzw. wenn 
es Mitglied oder Sympathisant einer in den nachstehenden Rechtstexten 
festgelegten Organisation, Partei, Vereinigung oder juristischen Person ist: 

Europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und deren Zusatzprotokolle, die in Belgien in Kraft sind, 
Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus 
oder Xenophobie zugrunde liegen, und 
Gesetz vom 23. Marz 1995 zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, 
Rechtfertigung oder Billigung des wahrend des zweiten Weltkrieges vom 
deutschen nationalsozialistischen Regime begangenen Vëlkermordes. 
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Eine Abberufung gemaB Absatz 2 erfolgt nach vorheriger Anhôrung, zu der das 
bétroffene Mitglied sich durch eine Person seiner Wahl begleiten lassen darf. Die 
Regierung legt die weiteren Modalitaten bezüglich des Abberufungsverfahrens fest." 

4. Der bisherige Absatz 3 wird zu §3. 
5. §3 wird wie folgt abgeandert: 

1. Das Wort lIausscheidet" wird durch die Wortfolge lIausscheidet oder abberufen wird" 
ersetzt. 

2. Foigender Satz wird eingefügt: 
IIEin gemaB §2 Absatz 2 abberufenes Mitglied kann nicht wieder in den Verwaltungs­
ausschuss bestellt werden." 

Art. 6 - Das vorliegende Dekret tritt am 1. Marz 2024 in Kraft. 

1 ·~, 
~~ ~~lJ(fl 
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NEDERLANDSE VERTALING 

Zitting: 
Datum: 

3 1 8 (2023-2024) nr. 1 

2023-2024 
8 januari 2024 

VOORSTEL VAN DECREET INZAKE HET ONTSLAG VAN OPENBARE 
AMBTSDRAGERS 

INGEDIEND DOOR: 
de heer F. CREMER, de heer R. HEINERS, de heer R. NELLES, 

de heer C. SERVATY, de heer F. MOCKEL 
en de heer G. FRECHES 

INHOUDSOPGAVE 

Dit voorstel van decreet introduceert de mogelijkheid om het mandaat in te trekken 
van openbare ambtsdragers die zijn benoemd in een raad van bestuur of een 
bestuurscommlssie, ais ernstige fouten, grove nalatigheid of onaanvaardbaar 
wangedrag kunnen worden aangetoond. 
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TOELICHTING 

ALGEMENE OPMERKINGEN 

Het onderwerp "Politieke Verantwoordelijkheid Online" staat al meer dan twee jaar op de 
agenda van het Parlement van de Duitstalige Gemeenschap. Naast de verantwoordelijkheid 
die parlementsleden zelf moeten nemen en ter versterking waarvan het Parlement 
overweegt een gedragscode in te voeren, moeten ook andere openbare ambtsdragers die 
een publiek mandaat vervullen ter verantwoording kunnen worden geroepen. Deze laatste 
doelstelling zou mogelijk gemaakt moeten worden door ontslagen in geval van fouten of 
wangedrag. Dit voorstel van decreet creëert een basis voor dergelijk ontslag. 

De ontwikkeling van het internet in het bijzonder heeft de manier waarop onze 
maatschappij (samen)leeft radicaal veranderd en dit heeft ook een aanzienlijke invloed op 
de uitoefening van grondrechten, die essentieel zijn voor de ontwikkeling van een 
democratie. Zo is onder andere de vrijheid van meningsuiting een van deze grondrechten, 
aangezien pluralisme een fundamentele waarde is van democratische systemen. 

Vooral samenzweringstheorieën, die zich online snel kunnen verspreiden, brengen dit 
pluralisme en daarmee de democratie echter in gevaar. 

Het is de verantwoordelijkheid van openbare ambtsdragers om met hun gedrag de 
waarden van de democratie te beschermen en hoog te houden. Ais een openbare 
ambtsdrager in strijd met deze democratische waarden handelt, moet deze ter 
verantwoording worden geroepen. 

Tot op heden is het alleen mogelijk om een openbare ambtsdrager afzonderlijk uit zijn 
functie te ontheffen ais diens gedrag de democratie in gevaar brengt. 

Het doel van dit voorstel van decreet is om het orgaan ·dat openbare ambtsdragers 
aanstelt, de groepen die openbare ambtsdragers voordragen en het orgaan waarin een 
openbare ambtsdrager zetelt, in staat te stellen het ontslag te initiëren van een openbare 
ambtsdrager die zijn verantwoordelijkheid nlet correct vervult. 

Deze verantwoordelijkheid wordt niet correct genomen ais er ernstige fouten VÏlorden 
gemaakt of ais grof wangedrag wordt erkend. 

In het algemeen worden de volgende fouten of gedragingen ais verwerpelijk beschouwd: 
Oneerlijkheid, onbetrouwbaar gedrag, negeren van geheimhoudingsplichten, verspreiden 
van fake news en desinformatie, agressiviteit (inclusief verbaal - hatespeech), diefstal, 
machtsmisbruik, manipulatie van openbare aanbestedingen, enz. 
a 
Om een fout of wangedrag onherroepelijk te laten leiden tot ontslag, moet echter een 
categorisering ais grof of ernstig plaatsvinden. 

De termen "grove fout" en "ernstig wangedrag", die kunnen lelden tot het ontslag van deze 
openbare ambtsdragers, kunnen echter niet uitputtend worden gedefinieerd. Ulteindelljk 
is het altijd aan de bevoegde rechter om van geval tot geval te bepalen of een fout ais grof 
en een wangedrag ais ernstig dient te worden beschouwd. 

Uit de bestaande rechtspraak (inclusief die van het Grondwettelijk Hof en de Raad van 
State) en de doctrine kunnen ondertussen bepaalde criteria worden gefilterd die aangeven 
wat een fout tot een grove fout en wangedrag tot een ernstig wangedrag maken. 
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Een van deze indicatoren is de ernst van de gevolgen die de fouten of het wangedrag 
veroorzaken of kunnen veroorzaken. Dit geldt in het bijzonder ais de gevolgen ais 
onherstelbaar worden gecategoriseerd. 

De relatie tussen de openbare ambtsdrager en de organisatie waar het mandaat wordt 
uitgeoefend moet ook zodanig verstoord zijn door de fout of het wangedrag dat een 
verdere samenwerking onmogelijk lijkt. 

Bevendien moet het voor een normaal voorzichtig persoon vanzelfsprekend zljn dat de 
handeling of het gedrag ais fout wordt beschouwd. Deze vanzelfsprekendheid betekent dat 
de fout ais onverschoonbaar wordt ervaren. . 

Handelingen of gedrag die onverenigbaar zijn met het mandaat zijn in het algemeen 
(moreel) verwerpeljjke handelingen, d.w.z. gedrag dat de reputatie van de Instelling kan 
schaden, of handelingen en gedrag die in strijd zijn met het publieke mandaat. 

De bewijslast met betr~kking tot de ernst van eenfout, een wangedrag of handelingen en 
gedragingen dieonverenigbaar zijn met het mandaat, ligt bij de partij die deze aanvoert 
ais reden voor ontslag. 

Het spreekt voor zich dat ontslag alleen kan plaatsvlnden met inachtnemirig'van de rechten 
van de verdedlging van de betrokken openbaar ambtsdrag,er, en dat beslui~en hiertoe naar 
behoren moeten worden gemotiveerd. 

Bovendien kan een openbare ambtsdrager die is ontslagen al~. gevolg van een ernstige 
fout, grove nalatigheid of onaanvaardbaar wangedrag, niet opnleùw worden benoemd in 
het betreffende orgaan. 

Parallel aan het huidig'e voorstel van decreet w'ordt': 
- een voorstel. van besli~sing .ingediend, dat ln I)et Reglement van het Pqrlement de 

mogelijkheid invoert om door het Parlement aang~wezen openbare ambtsdragers te 
ontslaani . 

- een voorstel van bijzonder decreet ingediend, dat dë mogelijkheid invoert om leden te 
ontslaan van de raad van bestuur van de autonome hogeschool en van het c'entrum 
voor de gezonde ontwikkeling van kinderen en jongeren. 

In het belang van de rechtszekerheid wordt de Raad van State verzocht dit voorstel van 
decreet te beoordelen. 

COMMENTAAR BD DE ARTÎKELEN 

Artikel 1 

De raad van bestuur van het Belgisch Centrum voor radio-omroep en de fiimvoorstellingen 
van de Duitstalige Gemeenschap bestaat uit stemgerechtigde leden verkozen door het 
Parlement van de DUitstalige Gemeenschap. . . 

Artikel1 wijzigt het decreet van 27 juni 1986 over qe radio-omroep en de filmvoorstellingen 
van de Duitstalige Gemeenschap in die zin dat het Pàrlement, op eigen initiatief, op voorstel 
van een fractie of op voorstel van de raad van bestuur, het mandaat van een door het 
Parlement verkozen lid kan intr'ekken. 

Om een mandaat te kunnen intrekken, moet het volgende woi"den bewezen tegen een lid 
van de raad van bestuur in kwestie: 

hetzij een ernstlge fout of grove nalatigheid in de uitoefening van zijn mandaat, of 
- een handeling of gedrag dat onverenigbaar is met de uitoefening van het mandaat, of 
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de niet-naleving van de in de wet vastgelegde democratische beginselen resp. de 
lidmaatschap van of steun aan een organisatie, partij, vereniging of rechtspersoon die 
deze beginselen negeert. 

Ontslag vindt plaats na een voorafgaande hoorzitting voor het door het Parlement 
aangewezen orgaan, waarbij de betrokken openbaar ambtsdrager zich mag laten 
vergezellen door een persoon van eigen keuze. Verdere uitvoeringsbepalingen zullen 
worden vastgelegd in het Reglement van het Parlement. Dit betekent dat, op het moment 
van inwerkingtreding van het decreet, er een voorafgaande hoorzitting moet plaatsvinden 
voor het Bureau in uitgebreide samenstelling en dat de hoorzitting moet plaatsvinden 
binnen 30 dagen na de schriftelijke kennisgeving van het gedrag of de handeling waartegen 
de klacht gericht is. 

Het Parlement kiest voor de resterende periode een nieuw lid van de raad van bestuur, 
waarbij een lid dat uit zijn functie werd ontheven niet herkiesbaar is. 

Gezien de ernst van de gevolgen van een dergelijke beslissing, kan een ontslag - volgens 
de huidige bewoordingen van het Reglement van het Parlement - alleen plaatsvinden ais 
ten minste tweederde van de aanwezige besluitvormers zich daarvoor uitspreekt. 

Artikel 2 tot 5 

De artikelen 2 tot en met 5 voorzien ontslagprocedures voor de leden van de raden van 
bestuur en de bestuurscommissies die door de regering werden benoemd. De regering, die 
de desbetreffende raad van bestuur of de desbetreffende bestuurscommissies aanstelt, 
kan inderdaad, op eigen initiatlef, op initiatief van een indienende instantie of op voorstel 
van de raad van bestuur of de bestuurscommissie, het mandaat van een lid dat zij in de 
raad van bestuur of de bestuurscommissie heeft aangesteld, intrekken indien het volgende 
kan worden bewezen: 
- een ernstige fout, grove nalatlgheid, een handeling of gedrag dat onverenigbaar is met 

de uitoefening van het mandaat, of 
de niet-naleving van de in de wet vastgelegde democratische beginselen resp. het 
lidmaatschap van of de steun aan een organisatie, partij, vereniging of rechtspersoon 
die deze beginselen negeert. 

Ontslag vindt plaats na een voorafgaande hoorzitting, waarbij het betrokken lid zich mag 
laten vergezellen door een persoon van zijn keuze. De regering bepaalt zelf de verdere 
modaliteiten van de ontslagprocedure. 

De regering benoemt een nieuw lid in de raad van bestuur of de bestuurscommissie voor 
de resterende periode, waarbij een lid dat uit zijn functie werd ontheven niet herkiesbaar 
is in de raad van bestuur of de bestuurscommissle. 

Artikel 2 past het decreet van 16 december 1991 betreffende de opleiding en de 
voortgezette opleiding in de Middenstand en de KMO's aan. 

Artikel 3 past het decreet van 13 december 2016 tot oprichting van een dienst van de 
Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven aan. 

Artikel 4 past het decreet van 22 mei 2023 tot oprichting van een centrum voor 
kinderopvang van de Duitstalige Gemeenschap aan. 

Artikel 5 past het decreet van 13 november 2023 betreffende de maatregelen inzake de 
bevordering van de werkgelegenheid en de arbeidsbemiddeling aan. 

Artikel6 
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Deze bepaling voorziet dat het decreet op 1 maart 2024 in werking treedt. 

F. CREMER 
R. HEINERS 

R. NELLES 
C. SERVATY 

F. MOCKEL 
G. FRECHES 
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VOORSTEL VAN DECREET 

Artikel l - Aan artikel 8 van het decreet van 27 juni 1986 over de radio-omroep en de 
filmvoorstellingen van de Duitstalige Gemeenschap, laatstelijk gewijzigd bij het decreet 
van 8 november 2004, wordt de volgende §2.1 toegevoegd: 
1I§2.1 - Het Parlement kan onder een van de volgende voorwaarden, op eigen initiatief of 
op voorstel van een van de in artikel 8, §1 voorziene fracties of op voorstel van de Raad, 
op elk ogenblik het mandaat intrekken van een door hen volgens §2 aangeduid lid van de 
raad van bestuur: 
1. indien kan worden aangetoond dat het lid een ernstige fout of grove nalatigheid heeft 

begaan in de uitoefening van zijn mandaat, of 
2. indien een daad of gedraging kan worden bewezen die onverenigbaar is met de 

uitoefening van zijn mandaat, of 
3. indien bewezen kan worden dat het lid de in de volgende wetsteksten vastgelegde 

democratische beginselen niet eerbiedigt, resp. indien hij lid of medestander is van een 
organisatie, partij, vereniging of rechtspersoon die de in de volgende wetsteksten 
vastgelegde democratische beginselen niet eerbiedigt: 

Europees Verdrag tot bescherming van de rechten van de mens en de fundamentele 
vrijheden en zijn aanvullende protocollen die in België van kracht zijn, 
Wet van 30 juli 1981 tot bestraffing van bepaalde door racisme of xenofobie 
ingegeven daden, en 
Wet van 23 maart 1995 tot bestraffing van het ontkennen, minimaliseren, 
rechtvaardigen of goedkeuren van de genocide die tijdens de Tweede Wereldoorlog 
door het Duitse nationaal-socialistische regime is gepleegd. 

Ontslag overeenkomstig lid 1 vindt plaats na een voorafgaande hoorzitting voor de door 
het Parlement aangewezen instantie, waarbij het betrokken lid zich mag laten vergezellen 
door een persoon van zijn keuze. Het Parlement stelt de verdere modaliteiten van de 
ontslagprocedure vast. 

Het Parlement. kiest voor de resterende periode een nieuw Iid van de Raad. Een ontslagen 
lid is niet herkiesbaar." 

Art. 2 - Artikel 18 van het decreet van 16 december 1991 betreffende de opleiding en de 
voortgezette oplelding in de Middenstand en de KMO's, gewijzigd bij het decreet van 16 
januari 2012, wordt ais volgt gewijzigd: 
1. In §3, Iid 2, nummer 4, wordt de punt aan het einde van de zin vervangen door een 

puntkomma. 
2. In §3, lid 2, wordt het volgende nummer 5 ingevoegd: 

,,5° indien de regering een Iid van de raad van bestuur ontslaat overeenkomstig §6." 
3. De volgende §6 wordt ingevoegd: 

,,§6 - De regering kan onder de volgende voorwaarden, op elk moment en op eigen 
initiatief, op voorstel van een van de benoemingsorganen voorzien in artlkel 17, §1, of 
op voorstel van de raad van bestuur, het mandaat van een lid dat zij in de raad van 
bestuur heeft benoemd, intrekken: 

1. indien kan worden aangetoond dat het lid een ernstige fout of grove nalatigheid 
heeft begaan in de uitoefening van zijn mandaat, of 

2. indien een daad of gedraging kan worden bewezen die onverenigbaar is met de 
uitoefening van zijn mandaat, of 

3. indien bewezen kan worden dat het lid de in de volgende wetsteksten 
vastgelegde democratische beginselen niet eerbiedigt, resp. indien hij lid of 
medestander is van een organisatie, partij, vereniging of rechtspersoon die de 
in de volgende wetsteksten vastgelegde democratische beginselen niet 
eerbiedigt: 
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Europees Verdrag tot bescherming van de rechten van de mens en de 
fundamentele vrijheden en zijn aanvullende protocollen die in België van 
kracht zijn, 
Wet van 30 juli 1981 tot bestraffing van bepaalde door racisme of xenofobie 
ingegeven daden, en 
Wet van 23 maart 1995 tot bestraffingvan het ontkennen, minimaliseren, 
rechtvaardigen of goedkeuren van de genocide die tijdens de Tweede 
Wereldoorlog door het Duitse nationaal-socialistische regime is gepleegd. 

Ontslag op grond van lid 1 vindt plaats na een voorafgaande hoorzitting, waarbij 
het betrokken lid zich mag laten vergezellen door een persoon van zijn keuze. De 
regering bepaalt de verdere modaliteiten van de ontslagprocedure. 

De regering benoemt een nieuw lid in de raad van bestuur voor de resterende 
periode. Een ontslagen lid kan niet worden herbenoemd in de raad van bestuur." 

Art. 3 - Artikel 22 van het decreet van 13 december 2016 tot oprichtîng van een dienst 
van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven, gewijzigd bij het decreet van 
13 november 2023, wordt ais volgt gewijzigd: 
1. Lid 1 wordt § 1. ' 
2. Lid 2 wordt §2, Iid 1. 
3. In §2 worden de volgende leden 2 en 3 ingevoegd: 

"De règering kan onder eeri Van de volgende voorwaarden, op elk ogenblik en op eigen 
initiatief, op voorstel van een van de in artikel 21, §1 bedoelde benoemingsorganen of 
op voorstel van de bestuurscommissie, het· mandaat van een lid van de 
bestuurscommissie dat zij heeft benoemd intrekken: 
1. indien kan' worden ' aangetoond dat het lid een èrnstige fout of grove nalatigheid 

heeft begaan in de uitoefen1ng van zijn mandaat, of 
2. indien een daaâ of gedraging -kan worden bewezen die onverenigbaat· is met de 

uitoefening van zijn mandaat, of 
3. indien bewezen kan worden dat het lid de in de volgende wetsteksten vastgelegde 

dèmocratisdiè oegh1selen niet eetbiedigt; resp: iriéHen hi] IId of med~estander' is van 
een organlsatie, partij, vereniging of rechtspersoon die de iri de volgehde 
wetsteksten vastgelegde democratische beginselen niet eerbiedigt: . 

Europeés Verdrag tot bescherming' van' de rèè:htèn van de mens en de 
fundamentèle 'vrijhedeh èn zijn aânvullencte protocollen die in Bèlgië van 
kracht zijn, 
Wet van 30'jull 1981 tot bestraffing van bepaalde door racisme of xenofobie 
ingegeven daden, en 
Wet van 23 maart 1995 tot bestraffing van het ontkennen, minimallseren, 
rechtvaardigerl'of goedkeuren van dè'genocide die'tljdens de Tweede 
Werèldoorlog door het Duitse nationaal~soc:ialistische r'egime is gepleègd. 

,r, • 

Ontslag op grond van lid2 vindt plaats na een voorafgaande hoorzitting, waarbij 
het betrokken IId zich mag laten vergezellen door een persoon van zijn keuze. De 
regering bepaalt de verdere modaliteiten van de ontslagp'rocedure." 

4. Lid 3 wordt §3. 
5. §3 wordt ais volgt gewijzigd: 

1. Het woord "aftreedt" wordt vervangen door de woorden "aftreedt of wordt 
ontslaan". 

2. De volgende zin wordt toegevoegd: 
"Een lid dat overeenkomstig §2, lid 2, wordt ontslagen, kan niet opnieuw worden 
benoemd tot lid van de bestuurscommissie." 

Art. 4 - Artikel 10 van het decreet van 22 mei 2023 tot oprichting van een centrum voor 
kinderopvang van de Duitstalige Gemeenschap wordt ais volgt gewijzigd: 
1. Lid 1 wordt § 1. 
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2. Lid 2 wordt §2, lid 1. 
3. In §2 worden de volgende leden 2 en 3 ingevoegd: 

"De regering kan onder de volgende voorwaarden, op elk ogenblik en op eigen initiatief, 
op voorstel van een van de in artikel 9, lid 1, bedoelde benoemingsorganen of op 
voorste1 van de raad van bestuur, het mandaat van een door haar in de raad van 
bestuu r benoemd lid intrekken: 
1. indien kan worden aangetoond dat het lid een ernstige fout of grove nalatigheid 

heeft begaan in de uitoefening van zijn mandaat, of 
2. indien een daad of gedraging kan worden bewezen die onverenigbaar is met de 

uitoefening van zijn mandaat, of 
3. indien bewezen kan worden dat het lid de in de volgende wetsteksten vastgelegde 

democratische beginselen niet eerbiedigt, resp. indien hij lid of medestander is van 
een organisatie, partij, vereniging of rechtspersoon die de in de volgende 
wetsteksten vastgelegde democratische beginselen niet eerbiedigt: 

Europees Verdrag tot bescherming van de rechten van de mens en de 
fundamentele vrijheden en zljn aanvullende protocollen die ln België van 
kracht zijn, 
Wet van 30 juli 1981 tot bestraffing van bepaalde door racisme of xenofobie 
ingegeven daden, en 
Wet van 23 maart 1995 tot bestraffing van het ontkennen, minimaliseren, 
rechtvaardigen of goedkeuren van de genocide die tijdens de Tweede 
Wereldoorlog door het Duitse nationaal-socialistische regime is gepleegd. 

Ontslag op grond van lid 2 vindt plaats na een voorafgaande hoorzitting, waarbij 
het betrokken lid zich mag laten vergezellen door een persoon van zijn keuze. De 
regering bepaalt de verdere modaliteiten van de ontslagprocedure." 

4. Lid 3 wordt §3. 
5. §3 wordt ais volgt gewijzigd: 

1. Het woord "aftreedt" wordt vervangen door de woorden "aftreedt of wordt 
ontslaan". 

2. De volgende zin wordt toegevoegd: 
"Een lid dat overeenkomstig §2, lid 2, wordt ontslagen, kan niet opnieuw worden 
benoemd tot lid van de raad van bestuur." 

Art. 5 -Artikel 15 van het decreet van 13 november 2023 betreffende de maatregelen 
inzake de bevordering van de werkgelegenheid en de arbeidsbemiddeling wordt ais volgt 
gewijzigd: 
1. Lid 1 wordt § 1. 
2. Lid 2 wordt §2, lid 1. 
3. In §2 worden de volgende leden 2 en 3 ingevoegd: 

"De regering kan onder de volgende voorwaarden, op elk ogenblik en op eigen initiatief, 
op voorstel van een van de in artikel 14, §1, lid 1, bedoelde benoemingsorganen of op 
voorstel van de bestuurscommissie, het mandaat van een door haar in de 
bestuurscommissie benoemd lid intrekken: 
1. indien kan worden aangetoond dat het lid een ernstige fout of grove nalatigheid 

heeft begaan in de uitoefening van zijn mandaat, of 
2. indien een daad of gedraglng kan worden bewezen die onverenigbaar is met de 

uitoefening van zijn mandaat, of 
3. indien bewezen kan worden dat het lid de in de volgende wetsteksten vastgelegde 

democratische beginselen niet eerbiedigt, resp. indien hij lid of medestander is van 
een organisatle, partlj, vereniging of rechtspersoon die de in de volgende 
wetsteksten vastgelegde democratische beglnselen niet eerbiedigt: 

Europees Verdrag tot bescherming van de rechten van de mens en de 
fundamentele vrijheden en zijn aanvullende protocollen die in België van 
kracht zijn, 
Wet van 30 juli 1981 tot bestraffing van bepaalde door racisme of xenofobie 
ingegeven daden, en 
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Wet van 23 maart 1995 tot bestraffing van het ontkennen, minimaliseren, 
rechtvaardigen of goedkel:Jr.en van de genocide die tijdens de T~eede 
Wereldoorlog:'door het Dl!Jitse nationaal~socialistische re~Jrne is g,epleegd. 

Ontslag: opgrond van lid'j~ vinet plaats na een' voora.f~aande hoorzitUng., waarbij 
het betrokken lid zich mag laten vergezellen dooreen persElon van·zijn Iœuze. De 
regeFing' be}Daéi4hite vardere m.d.litftitefl van de ontslagprocadure." 

4. Lid 3 wordt §3. 
5. §3.wordt aJS' valgt .gew~jzigd: 

1. Het woord "aftreedt" wordt vervangen doo.1:' de woorden na.ft:reedt of wordt 
ontslaa,../~·. ;.: .. ' 

2. De, volg:è:nde zin wor.dtto:egevoegd:· 
"Een liddat ~overeenk.omstig §2, lid 2, w:ol'dt 0f1tsla.gen, kanniet' op·(!I,ieuw worden 
benoemd :tot, IId' van ode bestuursc0mr.mlssle." 

', ' . ' t" _T, 

Art. fi -Dit me€r:eet ·treedt ,in wèrking op 1 maart 2024. 

.\ 

" 

", 
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F.CREMER 
R. HEINERS 

R. NELLES 
C.SERVATY 

F. MOCKEL 
G. FRECKES 
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